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In volkswirtschaftlich begründeten Ausnahmefäl­
len sind die Minister bzw. die Vorsitzenden der 
Räte der Bezirke berechtigt, abweichende Regelun­
gen zu treffen. Das gilt insbesondere für die ver­
stärkte Konsumgüterproduktion.

Wird die geplante Anzahl an Arbeitskräften durch 
Betriebspraktika von Studenten und Produktions­
einsätzen von Schülern der 11. und 12. Klassen 
überschritten, ist die dafür erforderliche Inan­
spruchnahme des Lohnfonds auch bei Überschrei­
tung der staatlichen Auflage Lohnfonds als zuläs­
sig anzuerkennen.

4. Die Betriebe haben den Lohnfonds im Rahmen der 
zulässigen Inanspruchnahme zur Stimulierung 
hoher Leistungen für die Erfüllung des Planes in 
allen Positionen einzusetzen. Zusammen mit der 
Aufschlüsselung der Plankennziffern ist der Lohn­
fonds des Betriebes auf die Abteilungen und 
Kostenbereiche aufzuschlüsseln. Zur besseren Ver­
wirklichung des Leistungsprinzips sind hierbei 
insbesondere

— die mit der sozialistischen Rationalisierung 
verbundenen höheren Anforderungen an die 
Qualifikation und Verantwortung der Werk­
tätigen, Veränderung der Qualifikations- und 
Beschäftigtenstruktur,

— die für die Planerfüllung notwendigen Lei­
stungsanforderungen an die Arbeitskollektive, 
insbesondere die volle Ausnutzung der gesetz­
lichen Arbeitszeit auf der Grundlage technisch 
begründeter Arbeitsnormen,

— die höhere Ausnutzung der Grundfonds durch 
Mehrschichtarbeit

zu berücksichtigen. Produktivitätshemmende Lohn­
disproportionen innerhalb und zwischen den Ar­
beitskollektiven sind schrittweise einzuschränken. 
Im Zusammenhang mit Rationalisierungsmaßnah­
men und der Verbesserung der Arbeitsorganisation 
sind die Lohnformen so zu gestalten, daß die Initia­
tive der Werktätigen stärker auf die volle Nutzung 
der Produktionsfonds für die Sortiments-, termin- 
und qualitätsgerechte Erfüllung der anteiligen 
Planaufgaben, auf die Freisetzung von Arbeits­
kräften und Einsparung von Arbeitszeit, Material 
und Energie gerichtet wird. Dabei ist davon auszu­
gehen, daß eine rationelle Gestaltung der Arbeit, 
kontinuierlicher Produktionsablauf und technisch 
begründete Arbeitsnormen unabdingbare Voraus­
setzung für hohe Arbeitsleistungen und leistungs­
gerechte Entlohnung sind.

5. Ist der zulässige Lohnfonds der Betriebe niedriger 
als die tatsächliche Inanspruchnahme, darf das 
nicht zu Minderungen des Lohnes der Werktätigen 
führen. Der Lohn des einzelnen Werktätigen rich­
tet sich nach den von ihm bei der Erfüllung seiner 
Arbeitsaufgaben erreichten Leistungen. Überschrei­
tungen des zulässigen Lohnfonds, die durch man­
gelhafte Arbeit der Betriebe selbst verschuldet sind, 
führen entsprechend den geltenden Rechtsvorschrif­
ten* zur Kürzung der Jahresendprämien der Direk-

* § 7 Abs. :t der Verordnung vom 12. Januar 1972 über die 
Planung. Bildung und Verwendung des Prämienfonds und 
des Kultur- und Sozialfonds für volkseigene Betriebe im Jahre 
1972 (GBl. II Nr. 5 S. 49)

toren und der anderen dafür verantwortlichen Lei­
ter.

6. Die Minister, die Vorsitzenden der Räte der Be­
zirke und Kreise, Oberbürgermeister bzw. Bürger­
meister der Städte, Generaldirektoren der WB 
und Leiter anderer wirtschaftsleitender Organe so­
wie die Direktoren der volkseigenen Kombinate 
und Betriebe haben eine ständige Kontrolle über 
die Erfüllung der staatlichen Plankennziffern Ar­
beitsproduktivität. Arbeitskräfte und Lohnfonds 
sowie über die Nutzung des Arbeitszeitfonds und 
die Senkung der Überstunden zu gewährleisten. 
Die Ergebnisse der Kontrolle sind in die Rechen­
schaftslegungen einzubeziehen. Bei Unplanmäßig­
keiten sind gründliche Untersuchungen über die 
Ursachen durchzuführen und kontrollfähige Maß­
nahmen zur Herstellung der Plan- und Finanzdiszi­
plin festzulegen.

7. Die Banken und Sparkassen haben die Lohnfonds­
kontrolle zu verstärken. Die Betriebe haben der 
Bank bzw. Sparkasse quartalsweise nachzuweisen, 
wie der Lohnfonds, abhängig von den Leistungen, 
in Anspruch genommen wurde. Ist der zulässige 
Lohnfonds überschritten, hat die Bank bzw. Spar­
kasse das Recht, Maßnahmen zur Wiederherstel­
lung der Plandisziplin zu fordern, insbesondere hin­
sichtlich der sozialistischen Rationalisierung zur 
Erfüllung der geplanten Steigerung der Arbeitspro­
duktivität und der staatlichen Auflage Waren­
produktion. Auf der Grundlage ihrer Kenntnisse 
aus der Kontrolltätigkeit unterbreitet sie hierzu 
auch eigene Vorschläge. Wenn von den Betrieben 
keine ausreichenden Anstrengungen zur Beseiti­
gung der Ursachen, die zur Überschreitung des 
zulässigen Lohnfonds führten, eingeleitet werden, 
unterrichtet die Bank bzw. Sparkasse den Leiter 
des übergeordneten Organs und fordert von die­
sem Maßnahmen zur Unterstützung des Betriebes 
zur Sicherung der geplanten Aufgaben. Die Bank 
bzw. Sparkasse hat auch das Recht, in die Kredit­
verträge Bedingungen aufzunehmen, die auf die 
künftige Einhaltung der Inanspruchnahme des ge­
planten Lohnfonds gerichtet sind.

Anordnung 
über die Zulassung von Betrieben 

zur Herstellung, Montage und Reparatur 
von tragenden Konstruktionen des Stahlbaues, 

Stahlleichtbaues und Leichtmetallbaues

vom I. Februar 1972

Zur Vermeidung von Gefahren für Werktätige und 
von volkswirtschaftlichen Verlusten wird zur Herstel­
lung, Montage und Reparatur von tragenden Konstruk­
tionen des Stahlbaues, StahReichtbaues und Leichtme­
tallbaues im Einvernehmen mit den Leitern der zu­
ständigen zentralen staatlichen Organe folgendes an­
geordnet:

§ 1

(l) Diese Anordnung gilt für volkseigene Kombinate 
und für Betriebe aller Eigentumsformen (nachfolgend 
Betriebe genannt), die tragende Konstruktionen des


